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I. Amtlicher Teil

Bildung

Verwaltungsvorschriften
über den Strahlenschutz in Schulen 

(VV-Strahlenschutz - VVStrl)

Vom 6. September 2016 
Gz.: 14.4-53300

Aufgrund des § 146 des Brandenburgischen Schulgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBl. I 
S.78) bestimmt der Minister für Bildung, Jugend und Sport: 

Inhaltsübersicht

1 - Allgemeines
2 - Strahlenschutzverantwortlicher, Strahlenschutzbeauf-

tragte
3 - Genehmigungen und Anzeigen
4 - Erwerb radioaktiver Stoffe, Inbetriebnahme von 

Röntgeneinrichtungen
5 - Umgang mit radioaktiven Stoffen und Betrieb von 

Röntgeneinrichtungen
6    - Abgabe von radioaktiven Stoffen zur weiteren Ver-

wendung oder zur Entsorgung, Beendigung des Be-
triebs von Röntgeneinrichtungen

7 - Inkrafttreten

Anlage:  Verfahren zum Erwerb und zur Aktualisierung der 
Fachkunde

1 - Allgemeines

(1) Diese Verwaltungsvorschriften regeln den Umgang mit ra-
dioaktiven Stoffen und den Betrieb von Röntgeneinrichtungen 
auf der Grundlage der Strahlenschutzverordnung vom 20. Juli 
2001 (BGBl. I S. 1714) in der jeweils geltenden Fassung und 
der Röntgenverordnung vom 8. Januar 1987 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. April 2003 (BGBl. I S. 604) in der 
jeweils geltenden Fassung in den Schulen in öffentlicher Trä-
gerschaft. Den Schulen in freier Trägerschaft wird empfohlen, 
die Verwaltungsvorschriften entsprechend anzuwenden.

(2) Die Strahlenschutzverordnung wurde im Jahr 2001 neu 
erlassen und trat am 1. August 2001 in Kraft. Auf Grund der 
Übergangsregelungen des § 117 ist die bis dahin geltende Strah-
lenschutzverordnung aus dem Jahr 1989 in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1321, 1926), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 18. August 1997 (BGBl. I 
S. 2113) ebenfalls noch relevant. Zum besseren Verständnis 
wird in diesen Verwaltungsvorschriften die geltende Strahlen-

schutzverordnung als „Strahlenschutzverordnung 2001“ und 
die vor dem 1. August 2001 geltende Strahlenschutzverordnung 
als „Strahlenschutzverordnung 1989“ bezeichnet.

2 - Strahlenschutzverantwortlicher, 
Strahlenschutzbeauftragte

(1) Strahlenschutzverantwortlicher im Sinne der Strahlen-
schutzverordnung und der Röntgenverordnung ist der Schulträ-
ger. Der Schulträger kann die Schulleiterin oder den Schulleiter 
zur Wahrnehmung von Aufgaben des Strahlenschutzverant-
wortlichen in der jeweiligen Schule bevollmächtigen. Er soll 
die Schulleiterin oder den Schulleiter mindestens zur Bestel-
lung von Lehrkräften zu Strahlenschutzbeauftragten bevoll-
mächtigen. Die grundsätzliche Verantwortung verbleibt beim 
Schulträger.

(2) Die Aufgaben des Schulträgers als Strahlenschutzverant-
wortlicher ergeben sich aus der Strahlenschutzverordnung und 
der Röntgenverordnung. Hierzu gehören insbesondere: 

a) die Bereitstellung von geeigneten Räumen, Schutzausrüs-
tungen und Geräten sowie Kontrolle der Einhaltung der
entsprechenden Schutzvorschriften zur Vermeidung unnö-
tiger Strahlenexpositionen von Personen und Umwelt,

b) die Anzeige oder Mitteilung des Erwerbs von radioakti-
ven Stoffen sowie die Anzeige der Inbetriebnahme von
Schulröntgeneinrichtungen gemäß der Röntgenverordnung
bei der zuständigen Behörde, eine Abschrift ergeht an die
Schule,

c) die Beantragung der Genehmigung gemäß § 7 der Strah-
lenschutzverordnung 2001 und die Anzeige gemäß § 4 der
Strahlenschutzverordnung 1989 zum Umgang mit radioak-
tiven Stoffen, Strahlenquellen und Vorrichtungen bei der
zuständigen Behörde, eine Abschrift ergeht an die Schule,

d) die Mitteilung der Bestellung und des Ausscheidens von
Strahlenschutzbeauftragten an die zuständige Behörde, der
Fachkundenachweis ist beizufügen,

e) der Erlass einer Strahlenschutzanweisung,

f) die Anzeige oder die Mitteilung über die Abgabe oder den
sonstigen Verbleib von radioaktiven Stoffen sowie die Mit-
teilung der Beendigung des Betriebes von Schulröntgen-
einrichtungen  bei der zuständigen Behörde, eine Abschrift
ergeht an die Schule.

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter bestellt für den 
Schulträger (Strahlenschutzverantwortlicher) Lehrkräfte zu 
Strahlenschutzbeauftragten unter Angabe der Aufgaben, des 
innerschulischen Entscheidungsbereichs und der zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben notwendigen Befugnisse. Der 
Lehrerrat ist gemäß § 66 Nummer 6 des Personalvertretungs-
gesetzes zu beteiligen. Die zu Strahlenschutzbeauftragten be-
stellten Lehrkräfte nehmen diese Aufgabe im Rahmen ihres 
Dienstes wahr. 
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(4) Zu Strahlenschutzbeauftragten dürfen Lehrkräfte nur be- 
stellt werden, wenn sie die erforderliche Fachkunde im Strah-
lenschutz durch eine Bescheinigung der zuständigen Behörde 
nachweisen. Das Verfahren zum Erwerb und zur Aktualisierung 
der Fachkunde wird in der Anlage beschrieben. Die Aktuali-
sierung der Fachkunde ist spätestens nach fünf Jahren durch-
zuführen. 

(5) Die Strahlenschutzbeauftragten sind verpflichtet, die Ein-
haltung der Strahlenschutzgrundsätze zu gewährleisten. Hierzu 
gehört insbesondere die Vermeidung unnötiger Strahlenexposi-
tion von Personen und Umwelt.

(6) Von den Strahlenschutzbeauftragen sind insbesondere fol-
gende Aufgaben zu erfüllen:

a) Erarbeitung und Aktualisierung von Strahlenschutzanwei-
sungen, möglichst in Zusammenarbeit mit der Fachkraft für 
Arbeitssicherheit, für den Schulträger

 
b) Durchführung, Überwachung und Dokumentation von 

Experimenten mit radioaktiven Stoffen oder Röntgenein-
richtungen einschließlich Aufsicht über die teilnehmenden 
Schülerinnen und Schüler,

c) Unterweisung der Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler so-
wie des sonstigen Personals zum Umgang mit radioaktiven 
Stoffen oder zum Betreiben von Schulröntgeneinrichtun-
gen,

d) Bereitstellung des Textes der Strahlenschutzverordnung 
1989 und der  Strahlenschutzverordnung 2001 oder der 
Röntgenverordnung sowie der  Strahlenschutzanweisung, 

e) Buchführung über den Erwerb, die Verwendung und die 
Abgabe von radioaktiven Stoffen und die Stilllegung von 
Schulröntgeneinrichtungen, 

f) Führen eines besonderen Inventarverzeichnisses mit Kopi-
en der Zulassungsscheine der vorhandenen Vorrichtungen 
und Schulröntgeneinrichtungen, 

g) jährlich am Ende eines Kalenderjahres Mitteilung über den 
Bestand an radioaktiven Stoffen mit einer Halbwertszeit 
von mehr als hundert Tagen an die zuständige Behörde über 
den Schulträger,

h) Veranlassung der Dichtheitsprüfung bauartzugelassener Vor-
richtungen gemäß Nummer 5 Absatz 4 beim Schulträger, 

i) Veranlassung der Strahlenschutzprüfung von Röntgenein-
richtungen gemäß Nummer 5 Absatz 5 beim Schulträger,

j) unverzügliche Mitteilung des Abhandenkommens radioak-
tiver Stoffe an die zuständige Behörde und den Schulträger, 

k) unverzügliche Benachrichtigung der zuständigen Behörde 
und des Schulträgers über Fälle, in denen eine Röntgenein-
richtung oder ein radioaktiver Stoff aus sicherheitstechni-
schen Gründen nicht mehr benutzt werden kann,

l) Unterrichtung des Schulträgers über die Schulleiterin oder 
den Schulleiter über alle Mängel, die den Strahlenschutz 
beeinträchtigen und Vorschlag von Schutzmaßnahmen, 

m) Vorbereitung der Brandbekämpfung mit der regional zu-
ständigen Feuerwehr.

(7) Schulträger, Strahlenschutzbeauftragte, sowie Schulleiterin 
oder Schulleiter haben bei der Erfüllung der Aufgaben mit dem 
Lehrerrat und den Fachkräften für Arbeitssicherheit zusammen 
zu arbeiten. Lehnt der Schulträger die von Strahlenschutzbeauf-
tragten vorgeschlagenen Schutzmaßnahmen ab, so hat er dies 
schriftlich mitzuteilen und zu begründen. Dem Lehrerrat, der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter und der zuständigen Behör-
de ist eine Abschrift zu übergeben.

3 - Genehmigungen und Anzeigen

(1) Wer sonstige radioaktive Stoffe gemäß § 2 Absatz 1 des 
Atomgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Juli 1985 (BGBl. I S. 1565) in der jeweils geltenden Fas-
sung im Zusammenhang mit dem Unterricht in Schulen ver-
wendet oder lagert, bedarf der Genehmigung gemäß § 7 der 
Strahlenschutzverordnung 2001, wenn sowohl deren Aktivität 
als auch deren spezifische Aktivität oberhalb der Freigrenzen 
gemäß Anlage III Tabelle 1 Spalte 2 und 3 der Strahlenschutz-
verordnung 2001 liegt. Die Genehmigung ist vom Schulträger 
bei der zuständigen Behörde zu beantragen. 

(2) Genehmigungsfrei können Vorrichtungen betrieben werden, 
deren Bauart gemäß der Strahlenschutzverordnung 2001 zuge-
lassen ist. Zulassungsvoraussetzung ist unter anderem, dass die  
Aktivität der eingefügten umschlossenen radioaktiven Strahler 
weniger als das Zehnfache der Freigrenze gemäß der Strahlen-
schutzverordnung 2001 beträgt.
 
(3) Der Betrieb von bauartzugelassenen Schulröntgeneinrich-
tungen ist gemäß § 4 Absatz 3 i.V.m. § 8 Absatz 1 Satz 1 und 
Anlage 2 Nummer 4 der Röntgenverordnung anzeigepflichtig. 
Röntgeneinrichtungen, die nicht als Schulröntgeneinrichtungen 
zugelassen sind, dürfen in allgemeinbildenden Schulen nicht 
betrieben werden.

(4) Gemäß der Übergangsvorschrift des § 117 Absatz 7 der 
Strahlenschutzverordnung 2001 und des § 45 Absatz 1 der 
Röntgenverordnung ist die Verwendung und Lagerung folgen-
der vor dem 1. August 2001 bauartzugelassener Vorrichtungen 
sowie vor dem 1. Juli 2002 bauartzugelassener Schulröntgen-
einrichtungen weiterhin erlaubt:

a) Vorrichtungen gemäß Anlage II Nummer 3.1 in Verbindung 
mit Anlage VI Nummer 3 der Strahlenschutzverordnung 
1989, die radioaktive Stoffe in offener Form enthalten, 
deren Aktivität das Zehnfache der Freigrenze gemäß der 
Strahlenschutzverordnung 1989 unterschreitet,

b) Vorrichtungen gemäß Anlage II Nummer 3.2 in Verbindung 
mit Anlage VI Nummer 4 der Strahlenschutzverordnung 
1989, die umschlossene radioaktive Stoffe enthalten, de-
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5 - Umgang mit radioaktiven Stoffen und Betrieb 
von Röntgeneinrichtungen

(1) Mit Vorrichtungen, in die radioaktive Stoffe eingefügt sind 
und deren Bauart gemäß der Strahlenschutzverordnung 1989 
zugelassen wurde oder mit Schulröntgeneinrichtungen darf in 
Schulen nur in Anwesenheit und unter Aufsicht von Strahlen-
schutzbeauftragten umgegangen werden. Sofern im Unterricht 
ausschließlich Vorrichtungen verwendet werden, deren Bau-
art gemäß § 25 der Strahlenschutzverordnung 2001 zugelas-
sen wurde, ist die Bestellung von Strahlenschutzbeauftragten 
nicht erforderlich. Beim Umgang mit solchen Vorrichtungen 
ist jedoch von der Schulleiterin oder dem Schulleiter für den 
Schulträger eine verantwortliche Lehrkraft für die Einhaltung 
der Pflichten eines Inhabers einer Bauartzulassung gemäß § 27 
Strahlenschutzverordnung 2001 zu benennen.

(2) Schülerinnen und Schüler dürfen beim Betrieb von Rönt-
geneinrichtungen und beim Umgang mit radioaktiven Stoffen, 
Strahlenquellen und Vorrichtungen nur bei Anwesenheit und 
unter Aufsicht des zuständigen Strahlenschutzbeauftragten 
oder der verantwortlichen Lehrkraft gemäß Absatz 1 Satz 3 
mitwirken.

(3) Radioaktive Stoffe sind, solange sie nicht verwendet wer-
den, so zu lagern, dass eine unnötige Strahlenexposition von 
Personen vermieden und ein Zugriff Unbefugter verhindert 
wird. Sie sind in einem verschließbaren Stahlblechbehälter auf-
zubewahren, in dem neben den radioaktiven Stoffen keine wei-
teren Gegenstände gelagert sein dürfen. Der Stahlblechbehälter 
muss fest verankert sein. Anlagen, Geräte, Schutzbehälter, Um-
hüllungen und Schränke, in denen sich radioaktive Stoffe befin-
den, sind mit dem Strahlenzeichen gemäß Anlage IX der Strah-
lenschutzverordnung 2001 deutlich sichtbar und dauerhaft zu 
kennzeichnen. Die Kennzeichnung muss zusätzlich die Worte 
„Vorsicht - Strahlung“ oder „Radioaktiv“ enthalten. Schutzbe-
hälter, die mit dem Strahlenzeichen gekennzeichnet sind, dür-
fen nur zur Aufbewahrung von radioaktiven Stoffen verwendet 
werden. Wird ein Schutzbehälter für radioaktive Stoffe außer 
Betrieb genommen, so muss die Kennzeichnung vollständig 
entfernt werden. Außerdem muss sichergestellt werden, dass 
keine Kontamination vorhanden ist.

(4) Bauartzugelassene Vorrichtungen, die radioaktive Stoffe 
enthalten, sind alle zehn Jahre einer Dichtheitsprüfung durch 
einen von der zuständigen Behörde bestimmten Sachverstän-
digen zu unterziehen. Für die gemäß der Strahlenschutzver-
ordnung 1989 bauartzugelassenen Vorrichtungen gilt dies nur, 
wenn die Aktivität der enthaltenen radioaktiven Stoffe das 
Zehnfache der Freigrenzen gemäß Anlage III Tabelle 1 Spalte 2 
der Strahlenschutzverordnung 2001 überschreitet. Im Zweifels-
fall soll die zuständige Behörde um Beratung gebeten werden.

(5) Für Röntgeneinrichtungen hat eine Strahlenschutzprüfung 
durch Sachverständige in Zeitabständen von längstens 5 Jahren 
zu erfolgen.

(6) Eine Vorrichtung, die infolge Abnutzung, Beschädigung 
oder Zerstörung nicht mehr den Vorschriften der Strahlen-

ren Aktivität das Hundertfache der Freigrenze gemäß der 
Strahlenschutzverordnung 1989 unterschreitet,

c) bis zu zwei Neutronenquellen gemäß Anlage II Num-
mer 3.3 in Verbindung mit Anlage VI Nummer 5 der Strah-
lenschutzverordnung 1989 und

d) Röntgeneinrichtungen gemäß Anlage I Nr. 20 in Verbin-
dung mit Anlage III Nummer 4 der Röntgenverordnung in 
der vor dem 1. Juli 2002 geltenden Fassung.

(5) Die Anzeigen gemäß der Strahlenschutzverordnung 1989 
für die Verwendung und Lagerung der in Absatz 4 genannten 
Vorrichtungen gelten gemäß § 117 Absatz 7 der Strahlenschutz-
verordnung 2001 fort, auch wenn deren Bauartzulassung vor 
dem 1. August 2001 erteilt worden ist und auch, wenn die Gül-
tigkeitsdauer dieser Bauartzulassungen inzwischen abgelaufen 
ist.

(6) Wenn Vorrichtungen, deren Bauartzulassung nicht mehr 
gültig ist, an einen anderen Schulträger (anderen Strahlen-
schutzverantwortlichen) abgegeben werden sollen, muss dieser 
Empfänger vorher prüfen, ob eine Genehmigung gemäß § 7 der 
Strahlenschutzverordnung 2001 einzuholen ist. Die Abgabe 
darf nur erfolgen, wenn eine notwendige Genehmigung bereits 
vorhanden ist.

(7) Der Umgang mit Vorrichtungen mit gültiger Bauartzulas-
sung gemäß der Strahlenschutzverordnung 1989 unterliegt 
weiterhin dem Anzeigeverfahren der Strahlenschutzverordnung 
1989.

(8) Die Lagerung von Vorrichtungen, deren Bauart gemäß der 
Strahlenschutzverordnung 2001 zugelassen ist, ist genehmi-
gungsfrei, sofern die Gesamtaktivität der radioaktiven Stof-
fe das Tausendfache der Freigrenzen der Anlage III Tabelle 1 
Spalte 2 der Strahlenschutzverordnung 2001 nicht überschrei-
tet. 

4 - Erwerb radioaktiver Stoffe,
Inbetriebnahme von Röntgeneinrichtungen

(1) Radioaktive Stoffe, Strahlenquellen und Vorrichtungen dür-
fen nur von Schulträgern für solche Schulen erworben werden, 
an denen die notwendigen räumlichen Voraussetzungen für 
eine sachgerechte Lagerung gemäß Nummer 5 Absatz 3 dieser 
Verwaltungsvorschriften vorhanden sind und an denen Strah-
lenschutzbeauftragte bestellt sind. Im Zweifelsfall soll beim 
Erwerb von radioaktiven Stoffen, Strahlenquellen und Vorrich-
tungen die zuständige Behörde um Beratung gebeten werden. 

(2) Der Schulträger hat gemäß § 4 Absatz 3 der Röntgenver-
ordnung die Inbetriebnahme von Schulröntgeneinrichtungen 
der zuständigen Behörde spätestens zwei Wochen vorher anzu-
zeigen. Eine Kopie des Zulassungsscheins und des Nachweises 
über die erforderliche  Fachkunde im Strahlenschutz (Fachkun-
debescheinigung und Aktualisierungsnachweis) des Strahlen-
schutzbeauftragten sind beizufügen.
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7 - Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung zum 1. Au-
gust 2016 in Kraft. 

Potsdam, 6. September 2016

Der Minister
für Bildung, Jugend und Sport

Günter Baaske 

Anlage  

Verfahren zum Erwerb und zur Aktualisierung der Fach-
kunde 

1. Erwerb und Aktualisierung der Fachkunde

Die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz setzt sich aus 
der Sachkunde und einem erfolgreich besuchten Strahlen-
schutzkurs (Erstkurs) zusammen. Die Sachkunde ist bei Lehr-
kräften, die eine dem Umgang mit radioaktiven Stoffen oder 
dem Betrieb von Schulröntgeneinrichtungen entsprechende 
Lehrbefähigung (beispielsweise für Physik oder Chemie) ha-
ben, aufgrund der Ausbildung und praktischen Erfahrung vor-
handen. Die Fachkunde gilt fünf Jahre ab Ausstellungsdatum 
der Fachkundebescheinigung. Sie muss vor Ablauf dieser Frist 
aktualisiert werden (Aktualisierungskurs). Bei Fristüberschrei-
tung ist die Fachkunde wieder über einen Erstkurs zu erwerben. 

2. Bescheinigung der Fachkunde

Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern wird nach erfolgrei-
chem Besuch eines Erstkurses von der Kursstätte eine Teilnah-
mebescheinigung ausgehändigt. Diese Bescheinigung und der 
Sachkundenachweis (Nachweis der entsprechenden Lehrbefä-
higung) sind bei der zuständigen Behörde einzureichen, welche 
die Fachkunde im Strahlenschutz bescheinigt. Die Ausstellung 
der Fachkundebescheinigung erfolgt kostenfrei.

Nach erfolgreichem Besuch eines Aktualisierungskurses wird 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern eine Bescheinigung aus-
gehändigt. Diese Teilnahmebescheinigung gilt zusammen mit 
der Fachkundebescheinigung als Nachweis der erforderlichen 
Fachkunde. Eine erneute Fachkundebescheinigung von der zu-
ständigen Behörde ist nicht erforderlich.

3. Organisation der Fortbildungsmaßnahmen

Die Fortbildungsmaßnahmen zum Erwerb und zur Aktualisie-
rung der Fachkunde werden im Staatlichen Schulamt Cottbus 
koordiniert. Die Teilnehmerzahl für die Erstkurse soll höchs-
tens 20 und für die Aktualisierungskurse höchstens 30 betragen. 
Die Lehrkräfte sind für die Teilnahme an den Fortbildungsmaß-
nahmen zum Erwerb und zur Aktualisierung der Fachkunde 
im notwendigen Umfang freizustellen. Im Übrigen ist entspre-
chend den für die Fortbildung von Lehrkräften geltenden Rege-
lungen  zu verfahren. 

schutzverordnung 2001, den im Zulassungsschein bezeich-
neten, für den Strahlenschutz wesentlichen Merkmalen oder 
späteren Anordnungen oder Auflagen der Zulassungsbehörde 
entspricht, darf nicht mehr verwendet werden. Der Strahlen-
schutzbeauftragte oder die verantwortliche Lehrkraft gemäß 
Absatz 1 Satz 3 hat unverzüglich die notwendigen Schutz-
maßnahmen zu treffen, um Strahlenschäden vorzubeugen. Der 
Strahlenschutzbeauftragte oder die verantwortliche Lehrkraft 
gemäß Absatz 1 Satz 3 hat die zuständige Behörde unverzüg-
lich zu unterrichten.

6 - Abgabe von radioaktiven Stoffen 
zur weiteren Verwendung oder zur Entsorgung, 

Beendigung des Betriebs von Röntgeneinrichtungen

(1) Radioaktive Stoffe, die in der Schule nicht mehr verwendet 
werden sollen, sind zur weiteren Verwendung oder zur Entsor-
gung abzugeben. Eine ausschließliche Lagerung ist in Schulen 
nicht gestattet. Die Abgabe ist vom Schulträger unverzüglich 
der zuständigen Behörde mitzuteilen.

(2) Sofern im laufenden Schuljahr keine radioaktiven Stoffe für 
Experimente im Unterricht eingesetzt werden sollen, ist vom 
Strahlenschutzbeauftragten zu prüfen, ob ein Einsatz in folgen-
den Schuljahren geplant ist. Ist kein weiterer Einsatz in den fol-
genden Schuljahren vorgesehen, so muss über den Schulträger 
umgehend die Abgabe veranlasst werden.

(3) Radioaktive Stoffe, mit denen nur aufgrund einer Geneh-
migung umgegangen werden darf, dürfen nur an Personen ab-
gegeben werden, die die erforderliche Umgangsgenehmigung 
besitzen. Werden umschlossene radioaktive Stoffe zur weiteren 
Verwendung abgegeben, ist dem Erwerber gemäß § 69 Ab- 
satz 2 der Strahlenschutzverordnung 2001 die Dichtheit der 
Umhüllung und die Kontaminationsfreiheit nachzuweisen.

(4) Die Abgabe oder Weitergabe von radioaktiven Stoffen, 
Strahlenquellen oder Vorrichtungen an andere Schulen ist ge-
mäß § 69 der Strahlenschutzverordnung 2001 nur gestattet, 
wenn diese die in Nummer 4 Absatz 1 Satz 1 genannten Vo-
raussetzungen erfüllen. Der Schulträger der Empfängerschule 
ist verpflichtet, den Erwerb unverzüglich der zuständigen Be-
hörde mitzuteilen.

(5) Die Beförderung von Schulquellen ist nach § 17 Absatz 1 
Nummer 2 der Strahlenschutzverordnung 2001 genehmigungs-
frei, sofern die Voraussetzungen für freigestellte Versandstücke 
nach den Vorschriften der Gefahrgutverordnung Straße, Ei-
senbahn und Binnenschifffahrt (GGVSEB) vom 17. Juni 2009 
(BGBl. I S. 1389)  in der jeweils geltenden Fassung eingehalten 
werden. Insbesondere ist ein Begleitpapier mitzuführen. Fahr-
zeuge, in denen sich radioaktive Stoffe, Strahlenquellen oder 
Vorrichtungen befinden, dürfen nicht unbeaufsichtigt bleiben.

(6) Sofern radioaktive Stoffe als Abfall entsorgt werden sollen, 
hat dies durch behördlich zugelassene Fachfirmen zu erfolgen. 
Modalitäten zur Entsorgung können beim Landesamt für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz erfragt werden.

(7) Über die Abgabe radioaktiver Stoffe ist die zuständige Be-
hörde durch den Schulträger zu benachrichtigen. 
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Bundeswettbewerb Mathematik | Kortrijker Str. 1 | 53177 Bonn
Telefon: 0228 95915-20, Fax: 0228 95915-29
E-Mail: info@bundeswettbewerb-mathematik.de
Web: www.bundeswettbewerb-mathematik.de

Stellenausschreibungen

Die Hochgebirgsklinik Davos ist eine führende Rehabilita-
tions- und Akutklinik in den Bereichen Pneumologie, Dermato-
logie und Allergologie für Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
sowie der kardiovaskulären Rehabilitation. Die Kinderklinik 
betreut jährlich rund 400 Patientinnen und Patienten stationär. 

Die Hochgebirgsklinik Davos sucht für die Deutsche Schule 
Davos 

zum 01.02.2017 eine Lehrkraft mit der Lehrbefähigung für das 
Lehramt an Grundschulen.
 
Die Bewerberinnen und Bewerber müssen im Dienste des Lan-
des stehen. Die Besetzung erfolgt im Wege einer Beurlaubung 
ohne Bezüge und dient öffentlichen Belangen.

Tätigkeiten

- Beschulung der Kinder des Primarbereichs 
- Grundlage für die schulische Betreuung ist der individuelle 

Arbeitsplan der Heimatschule
- Einbinden von musischen und kreativen Angeboten in den 

Unterricht

Anforderungen

- Unterrichtserfahrungen in der Eingangsstufe
- Unterrichts- und Beratungskompetenz bei LRS und ADHS
- Ein hohes Maß an Sensibilität, Empathie und Eigenverant-

wortlichkeit
- Freude an der Arbeit mit chronisch kranken Kindern und 

deren Familien
- Belastbarkeit, Flexibilität, Verantwortungsbewusstsein, 

Teamfähigkeit und Kooperationsbereitschaft

Die Deutsche Schule Davos bietet:

- Einen interessanten Arbeitsplatz an einer renommierten, 
traditionsreichen Fachklinik

- Arbeit in einem kleinen und kollegialen Team
- Gehalt gemäß der Besoldung in Deutschland plus Zulage 

(Kaufkraftausgleich und Beihilfeersatz)
- Ferien entsprechend der Ferienregelung in Baden-Würt-

temberg
- Vertragsdauer von zwei Jahren mit der Möglichkeit einer 

Verlängerung

II. Nichtamtlicher Teil

Bundeswettbewerb Mathematik 2017

Der Bundeswettbewerb Mathematik wird auch 2017 wieder 
veranstaltet. Beteiligen können sich Schülerinnen und Schüler 
aller Klassenstufen an Schulen in Deutschland, die zur Hoch-
schulreife führen. Der Wettbewerb richtet sich in seinen Anfor-
derungen aber schwerpunktmäßig an die Klassen 9 bis 12/13. 

Die erste Runde des Wettbewerbs 2017 beginnt Anfang De-
zember 2016, dann werden die Ausschreibungsunterlagen an 
die Schulleitungen versandt. Das Aufgabenblatt steht zusätzlich 
auf der Webseite des Bundeswettbewerbs Mathematik zum He-
runterladen zur Verfügung. Einsendeschluss für die erste Runde 
ist der 1. März 2017.

Der Bundeswettbewerb Mathematik möchte bei Schülerinnen 
und Schülern Interesse an der Mathematik wecken und wach 
halten. Mit interessanten und anspruchsvollen Aufgaben will 
er sie anregen, sich eine Zeit lang intensiv mit Mathematik zu 
beschäftigen. Mathematisch Interessierten soll so die Möglich-
keit gegeben werden, ihre Fähigkeiten zu erproben und weiter 
zu entwickeln. Neben dem mathematischen Schulwissen muss 
man zur Teilnahme vor allem auch Ausdauer mitbringen.

Ein Wettbewerbslauf besteht aus drei Runden. In den ersten 
beiden Runden werden je vier Aufgaben aus unterschiedlichen 
Bereichen der Elementarmathematik gestellt. Sie müssen in 
Hausarbeit selbstständig gelöst und schriftlich ausgearbeitet 
werden. Die Aufgaben sind nicht direkt an den Schulstoff ge-
bunden. In der ersten Runde sind auch Gruppenarbeiten zuge-
lassen. In der dritten Runde werden die Berechtigten zu einem 
Kolloquium mit Mathematikern und Mathematikerinnen aus 
Universität und Schule eingeladen. In dieser Runde werden 
anhand von fachlichen Einzelgesprächen die Bundessieger und 
-siegerinnen ermittelt.

Die Preisträgerinnen und Preisträger der ersten und zweiten 
Runde erhalten Urkunden, in der zweiten Runde zusätzlich 
Geldpreise. Auf Grund der Beteiligung der Studienstiftung des 
deutschen Volkes am Kolloquium werden die Bundessieger und 
-siegerinnen im Falle eines Studiums an einer wissenschaftli-
chen oder technischen Hochschule in die Förderung der Studi-
enstiftung gemäß deren Regelungen aufgenommen.

Träger des Bundeswettbewerbs Mathematik ist Bildung & 
Begabung gemeinnützige GmbH, gefördert wird er vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung und dem Stifterver-
band für die Deutsche Wissenschaft. Die Kultusminister und 
Schulbehörden der Länder unterstützen den Wettbewerb und 
befürworten die Teilnahme.

Weitere Auskünfte erteilt die Geschäftsstelle des Wettbewerbs, 
wo auch zusätzliche Ausschreibungsunterlagen angefordert 
werden können.
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beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 13 
BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 13 TV-L bewertet. 

 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

2. Schulleiterin bzw. Schulleiter an einem Gymnaium

 Ernst-Haeckel-Gymnasium
 Kesselgrundstraße 62-68
 14542 Werder (Havel)

 - Besetzung  zum 01.02.2018 -

 Aufgaben:
 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit; entscheidet über den Unterrichtseinsatz 
der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbildung der 
Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen und Lehr-
amtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofilbildung 
und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und Eva-
luierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule als 
eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage ei-
nes pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauenden 
Schulkultur.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates (zwei allge-

meinbildende Fächer); mehrjährige Bewährung in der Un-
terrichtspraxis im Bildungsgang zum Erwerb der allgemei-
nen Hochschulreife.

  Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Ihre Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte auf dem Dienst-
weg (über Ihre Schulleitung und Ihr zuständiges staatliches 
Schulamt) bis zum 16. November 2016 an das 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport
Referat 31, Herr Rahn
Heinrich-Mann-Allee 107
14473 Potsdam

Bewerbungen, die nicht auf dem Dienstweg erfolgen, werden 
im Auswahlverfahren nicht berücksichtigt.

Gemäß der KMK-Vereinbarung über die Sicherstellung der 
unterrichtlichen Versorgung deutscher Schüler an der Hochge-
birgsklinik Davos-Wolfgang/Schweiz erfolgt die Auswahl der 
Lehrkraft durch das Land Baden-Württemberg im Einverneh-
men mit der Klinik.

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Brandenburg an der 
Havel ist vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen beabsichtigt, nachfolgende Stellen für Schul-
leitungsfunktionen neu zu besetzen:

1. Stellvertretende Schulleiterin bzw. stellvertretender 
Schulleiter an einer Grundschule

 Grundschule „Am Priesterweg“
 Oskar-Meßter-Straße 4 - 6
 14480 Potsdam

 - Besetzung  zum nächst möglichen Termin -

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit, der Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnden Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
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 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten be-

setzt werden. Sie ist mit Besoldungsgruppe A 15 BbgBesG 
zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 15 TV L zuzüg-
lich Amtszulage bewertet. 

 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt. Bewer-
bungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das   

 Staatliches Schulamt  Brandenburg an der Havel
 Die Leiterin
 Magdeburger Straße 45
 14770 Brandenburg an der Havel.

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Cottbus ist vorbehalt-
lich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen 
beabsichtigt, die nachfolgenden Stellen für Schulleitungsfunk-
tion neu zu besetzen:

1. Schulleiterin bzw. Schulleiter an einer Oberschule mit 
Grundschulteil

 Geschwister-Scholl-Oberschule mit Grundschule Ruh-
land

 Dresdner Straße  9
 01945  Ruhland

 - Besetzung zum 01.08.2017 -

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; 
hohe Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigen-
ständigkeit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte 
Kenntnisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; um-
fassende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifikati-
on auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 16 
BbgBesG  bewertet. Sofern die Stelle mit einer oder einem 
tariflich Beschäftigten besetzt wird, erfolgt die Zahlung ei-
nes außertariflichen Entgeltes nach Entgeltgruppe 15 Ü.

 Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß  
§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

3. Stellvertretende Schulleiterin bzw. stellvertretender 
Schulleiter an einem Gymnasium

 Vicco-von-Bülow-Gymnasium
 Heinrich-Zille-Straße 30
 14532 Stahnsdorf

 - Besetzung zum  nächst möglichen Termin -

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit, der Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnden Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates (zwei allge-

meinbildende Fächer); mehrjährige Bewährung in der Un-
terrichtspraxis im Bildungsgang zum Erwerb der allgemei-
nen Hochschulreife.
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 Aufgaben:
 Selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung der 

Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; Koordination 
der pädagogischen Arbeit in der gymnasialen Oberstufe 
insbesondere bei der Aufnahme in die gymnasiale Oberstu-
fe, der Schullaufbahnberatung der Schülerinnen und Schü-
ler, der Organisation des Unterrichts und im Zusammen-
hang mit der Abiturprüfung sowie bei der Sicherung der 
Unterrichtsqualität in der gymnasialen Oberstufe; Zusam-
menwirken mit den Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen 
und Schülern.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Studienrats (zwei all-

gemeinbildende Fächer); mehrjährige Bewährung in der 
Unterrichtspraxis im Bildungsgang zum Erwerb der allge-
meinen Hochschulreife; umfassende und mehrjährige Er-
fahrung in Abiturprüfungen.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zu-

sammenarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter und den Mitwirkungs-
gremien; gutes Durchsetzungs- und Organisationsvermö-
gen; hohe Belastbarkeit; gute Kenntnisse des brandenbur-
gischen Schulrechts; der Nachweis einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise: 
 Die Stellen kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten be-

setzt werden. Sie sind mit Besoldungsgruppe A 15 BbgBesG 
bzw. Entgeltgruppe 15 TV L bewertet. 

 Die Funktion als Oberstufenkoordinatorin oder Oberstu-
fenkoordinator wird zur Feststellung der Bewährung in 
der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewährung 
erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in das 
entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Qualifikation und Eignung bevorzugt be-
rücksichtigt. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen  nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das

 Staatliche Schulamt Cottbus  
 Herr Boese
 Blechenstraße 1
 03046 Cottbus.

 Aufgaben:
 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit; Entscheidungen über den Unterrichts- 
einsatz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbil-
dung der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen 
und Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnden Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Sekundar-

stufe I; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in 
der Sekundarstufe I.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; ho- 
he Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständig-
keit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kennt-
nisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; umfas-
sende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika-
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise: 
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftigten 

besetzt werden. Sie ist mit Besoldungsgruppe A 14 BbgBesG 
zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L zuzüg-
lich Amtszulage bewertet.

 Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

2. Oberstufenkoordinatorin bzw. Oberstufenkoordinator 
an Gymnasien

 Elsterschloss Gymnasium
 Schlossplatz  1a
 04910 Elsterwerda

 - Besetzung zum 01.08.2017 -
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Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Qualifikation und Eignung bevorzugt be-
rücksichtigt. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung der 
Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Ju-
gend und Sport zu richten an das  

 Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder)
 Herrn Gerhard Kranz
 Gerhard-Neumann-Straße 3
 15236 Frankfurt (Oder).

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Neuruppin ist vorbe-
haltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzun-
gen beabsichtigt, nachfolgende Stellen für Schulleitungsfunk- 
tionen neu zu besetzen: 

1. Schulleiterin oder Schulleiter an Grundschulen

a. Grundschule „Menschenskinder“
 Verlässliche Halbtagsgrundschule Schönwalde-Glien
 Ortsteil Schönwalde-Siedlung
 Sachsenweg 24
 14621 Schönwalde-Glien/OT Schönwalde-Siedlung

 - Besetzung zum nächstmöglichen Termin -

b. Grundschule am Burgwall
 Werdersteg 1
 16845 Temnitztal/OT Wildberg

 - Besetzung zum nächstmöglichen Termin -

c. Grundschule Gildenhall
 Hermsdorfer Weg 1
 16816 Neuruppin

 - Besetzung zum 01.02.2017 -

 Aufgaben:
 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit; entscheidet über den Unterrichtseinsatz 
der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbildung der 
Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen und Lehr-
amtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofilbildung 

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Frankfurt (Oder) ist 
vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraus-
setzungen beabsichtigt, die Stelle als stellvertretende Schul-
leiterin oder stellvertretender Schulleiter an der 

 Puschkinschule
 Fischerstraße 16
 16278 Angermünde

zum nächstmöglichen Termin neu zu besetzen.

Aufgaben:
Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei Abwesen-
heit oder Verhinderung; selbstständige und eigenverantwortli-
che Wahrnehmung der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungs-
plan; Unterstützung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 
der Wahrnehmung ihrer oder seiner Aufgaben, insbesondere 
beim Zusammenwirken mit Lehrkräften, Eltern sowie Schü-
lerinnen und Schülern mit dem Ziel der Sicherung und Ent-
wicklung der Qualität schulischer Arbeit, der Sicherung einer 
geordneten Unterrichts- und Erziehungsarbeit, der Gewährleis-
tung der Schulprofilbildung und des Prozesses der Erarbeitung, 
Umsetzung und Evaluierung eines Schulprogramms; Förde-
rung der Schule als eine sich entwickelnden Organisation auf 
der Grundlage eines pädagogischen Grundkonsenses und einer 
aufbauenden Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen 
Einrichtungen und Behörden.

Voraussetzungen:
Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstufe; 
mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der Primar-
stufe.

Anforderungen:
Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenarbeit, 
zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsarbeit sowie 
zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der Schul-
aufsicht und den Mitwirkungsgremien; Durchsetzungs- und Or-
ganisationsvermögen; hohe Belastbarkeit; erwartet wird Enga-
gement, Eigenständigkeit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; 
fundierte Kenntnisse über das Schulrecht im Land Branden-
burg; umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisa-
tion des Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbe-
dingungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifikation 
auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

Weitere Hinweise:
Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftigten be-
setzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 12 BbgBesG 
zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 11 TV-L zuzüglich 
Amtszulage bewertet.

Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellvertre-
tender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung in der 
Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt 
nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in das entsprechen-
de Amt oder eine Höhergruppierung kann erst nach Erfüllen der 
schullaufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen 
Voraussetzungen erfolgen.
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Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit, der Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden. 

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Die unter Buchstabe a. benannte 
Stelle ist mit der Besoldungsgruppe A 13 BbgBesG bzw. 
Entgeltgruppe 13 TV-L und die unter Buchstabe b. benann-
te Stelle mit der Besoldungsgruppe A 12 BbgBesG zuzüg-
lich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 11 TV-L zuzüglich 
Amtszulage bewertet.

 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

3. Zweite stellvertretende Schulleiterin bzw. zweiter stell-
vertretender Schulleiter an Grundschulen

 Grundschule „Am Wasserturm“
 Weißdornallee 1
 14624 Dallgow-Döberitz

 - Besetzung zum nächstmöglichen Termin -

und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und Eva-
luierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule als 
eine sich entwickelnden Organisation auf der Grundlage ei-
nes pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauenden 
Schulkultur.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; ho- 
he Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständig-
keit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kennt-
nisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; umfas-
sende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika-
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Die unter Buchstabe a. benannte 
Stelle ist mit der Besoldungsgruppe A 13 BbgBesG zuzüg-
lich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 13 TV-L zuzüglich 
Amtszulage und die unter Buchstaben b. und c. benann-
ten Stellen sind mit der Besoldungsgruppe A 13 BbgBesG  
bzw. Entgeltgruppe 13 TV-L  bewertet.

 Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

2. Stellvertretende Schulleiterin oder stellvertretender 
Schulleiter an Grundschulen

a. Lessing-Grundschule Falkensee
 Waldstr. 27 a
 14612 Falkensee

 - Besetzung zum nächst möglichen Termin -

b. Grundschule „Wilhelm Gentz“
 Naturparkschule
 Gerhart-Hauptmann-Str. 38
 16816 Neuruppin

 - Besetzung zum nächstmöglichen Termin -

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 
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 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit, der Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnden Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 12 
BbgBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 11 
TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet.

 Die Funktion als zweite stellvertretende Schulleiterin oder 
zweiter stellvertretender Schulleiter wird zur Feststellung 
der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Feststel-
lung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

4. Abteilungsleiterin bzw. Abteilungsleiter an einem Ober-
stufenzentrum

 Abteilung 3 am
 Oberstufenzentrum Ostprignitz-Ruppin
 Alt Ruppiner Allee 39
 16816 Neuruppin

 - Besetzung zum nächstmöglichen Termin -

 Die Abteilung umfasst die Bildungsgänge der Berufsschule 
zur Vermittlung des schulischen Teils einer Berufsausbil-
dung in den Berufen Anlagenmechaniker/-in für Sanitär-, 
Heizungs- und Klimatechnik, Forstwirt/in, Holzmecha-
niker/in, Fachpraktiker/in für Holzverarbeitung, Tischler/
in, Kraftfahrzeugmechatroniker/in (Nutzfahrzeugtechnik), 
Kraftfahrzeugmechatroniker/in (PKW-Technik), Me-cha-
niker/in für Land- und Baumaschinentechnik.

 Aufgaben:
 Leitung der Abteilung auf kollegialer Grundlage; selbststän-

dige und eigenverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben 
gemäß Geschäftsverteilungsplan, insbesondere Planung und 
Leitung von Abteilungskonferenzen und Dienstbesprechun-
gen; Leitung von Jahrgangskonferenzen bei Entscheidungen 
über Versetzungen, Zeugnisse und Abschlüsse; Zusammen-
wirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, Schülerinnen 
und Schülern und dem Schulträger auf gute Unterrichts- 
und Arbeitsbedingungen, Vertretung der Abteilung im Rah-
men der Befugnisse gegenüber Erziehungsberechtigten, 
Behörden und Betrieben; Berechnung des Lehrkräftebedar-
fes für die Abteilung; Koordinierung des Lehrkräfteeinsat-
zes der Abteilung; Koordinierung der pädagogischen Arbeit 
in der Abteilung; Beratung von Lehrkräften und des sons-
tigen pädagogischen Personals sowie Unterrichtsbesuche; 
Förderung der Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte; Pla-
nung und organisatorische Durchführung von schulischen 
Prüfungen und Unterstützung der zuständigen Stellen bei 
nichtschulischen Prüfungen; schulfachliche Koordinierung 
innerhalb der Abteilung, Information und Beratung der 
Schülerinnen und Schüler über die Wahl der Unterrichtsan-
gebote in der Abteilung.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Studienrats mit Lehrbe-

fähigung für eine berufliche Fachrichtung und mehrjährige 
Bewährung in der Unterrichtspraxis an beruflichen Schu-
len oder Befähigung für die Laufbahn des Studienrats mit 
langjähriger Erfahrung im Unterricht an beruflichen Schu-
len. 

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zu-

sammenarbeit in der OSZ-Leitung, zur Innovation in der 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit an der Schule sowie zum 
engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, dem staatli-
chen Schulamt und den Mitwirkungsgremien; ausgewiese-
nes Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Be-
lastbarkeit; umfassende Kenntnisse des brandenburgischen 
Schulrechts; der Abschluss einer Qualifikation auf dem Ge-
biet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe 15 
BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 15 TV-L bewertet. 

 Die Funktion als Abteilungsleiterin oder als Abteilungslei-
ter wird zur Feststellung der Bewährung in der Funktion 
übertragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt nach 
Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in das entsprechen-
de Amt oder eine Höhergruppierung kann erst nach Erfül-
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len der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen beamten-
rechtlichen Voraussetzungen erfolgen

Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Qualifikation und Eignung bevorzugt be-
rücksichtigt. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das  

Staatliche Schulamt Neuruppin
Herrn Kowalzik
Trenckmannstraße 15
16816 Neuruppin.



386 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 23 vom 19. September 2016


	I. Amtlicher Teil
	II. Nichtamtlicher Teil

